
einmal vor Augen halten, daß alle diese Strafrahmen 
gemäß Art. I der VO über Vermögensstrafen und 
Bußen vom 6. Februar 1924 und der dadurch erfolgten 
Neufassung des § 27 StGB geändert, und zwar erhöht 
worden sind, so daß die zulässige Höchststrafe selbst 
in den Fällen der §§ 38 Abs. 2 LitUrhG, 32 Abs. 2 und 
34 Abs. 1 KunstUrhG eine Geldstrafe von 10 000 DM 
ist. Berücksichtigt man dies, was bedauerlicherweise 
weder hier noch in der im Anhang beigegebenen 
Wiedergabe der Gesetzestexte geschehen ist, so ergibt 
das schon ein ganz anderes Bild. M. E. sollte bei Zu­
widerhandlungen gegen die Strafbestimmungen des 
Urheberrechts auch in Zukunft regelmäßig nur eine 
Geldstrafe, allerdings ohne Beschränkung des Höchst­
betrages, angedroht werden; das Hauptproblem liegt 
weniger in der Verschärfung der Strafrahmen als darin, 
mit welchen Mitteln die Anwendung der bestehenden 
Strafbestimmungen garantiert und damit der Rechts­
schutz des Urhebers erhöht werden kann. In einer Hin­
sicht wird man freilich Kaemmel beitreten müssen: Es 
ist in der Tat nicht einzusehen und widerspricht der 
bedeutenden Funktion, die der schöpferische Mensch 
in unserer Gesellschaftsordnung innehat, daß ein ein­
facher Diebstahl nach § 242 StGB ein Offizialdelikt ist 
und grundsätzlich mit Gefängnis bestraft werden soll, 
während der Diebstahl „geistigen Eigentums“ selbst in 
den schwersten Fällen nur ein Antragsdelikt bleibt und 
nur mit Geldstrafe belegt werden kann. Deshalb 
müßten de lege ferenda für besonders schwere Fälle 
der Urheberrechtsverletzung die Möglichkeit der Ein­
leitung eines Strafverfahrens von Amts wegen sowie 
wahlweise neben der Geldstrafe eine Haftstrafe vor­
gesehen werden.

Das Kapitel II, welches sich mit dem Verlagsrecht 
der DDR befaßt, gehört zu dem besten, was der Ver­
fasser mit seiner Schrift bietet. Es enthält eine ge­
drängte, auch für den Nichtjuristen gut verständliche 
Übersicht über Bedeutung und Inhalt des Verlagsge­
setzes, wobei sich lediglich das Fehlen der Gesetzes­
paragraphen störend bemerkbar macht. Der Leser er­
hält hier einen eindrucksvollen Anschauungsunterricht 
darüber, daß die Bestimmungen des Verlagsgesetzes für 
die Praxis unserer Verlage doch noch eine erhebliche 
Rolle spielen. Daran schließt sich eine Darstellung des 
wesentlichen Inhalts der Rahmen- und Normalver­
träge. Diese Darstellung vermittelt einen interessanten 
Einblick in die Vielfalt der Rechtsverhältnisse des Ver­
lagsvertrags, die aus der Verschiedenartigkeit des lite­
rarischen Schaffens resultiert; sie zeigt, wie mit Hilfe 
der Bestimmungen des Urhebervertragsrechts, insbe­
sondere mit der in den Verträgen enthaltenen Honorar­
ordnung, die Verbindung der persönlichen Interessen 
des Autors mit den Interessen der gesamten Gesell­
schaft und damit eine für die weitere Entwicklung der 
Literatur unerläßliche Hauptaufgabe deutscher Kultur­
politik in der DDR erfolgreich in Angriff genommen 
worden ist.

In Kapitel III behandelt Kaemmel das sowjetische 
Urheber- und Verlagsrecht. Er hat sich hier so eng an 
seine Quelle, den entsprechenden Abschnitt des
2. Bandes des sowjetischen Zivilrechtslehrbuchs, ge­
halten, daß dieses Kapitel praktisch eine kurze Wieder­
gabe des Inhalts des sowjetischen Materiads ist, von 
dem viele Sätze nahezu wörtlich übernommen worden 
sind. Mit einer solchen Darstellungsweise konnte der 
Verfasser die Vorzüge der sowjetischen Regelung des 
Urheberrechts gegenüber dem deutschen Recht, aber 
auch die nationale Bedingtheit und die Reformbe­
dürftigkeit dieser Regelung nicht klar genug heraus­
arbeiten. Wenn man bedenkt, daß das sowjetische Ur­
heberrecht noch auf dem Unionsgesetz über die Grund­
sätze des Urheberrechts vom 16. Mai 1928 fußt, so er­
gibt sich daraus ohne weiteres, daß diese Regelung 
nicht mehr dem heutigen Stand der Reproduktions­
technik entspricht, die ihre seit der Jahrhundertwende 
zu verzeichnende stürmische Weiterentwicklung in den 
vergangenen 25 Jahren unvermindert fortgesetzt hat. 
Aus diesem Grunde, aber auch mit Rücksicht auf die 
gerade im Urheberrecht ziemlich scharf ausgeprägten 
nationalen Besonderheiten kann die zur Zeit geltende 
gesetzliche Regelung des sowjetischen Urheberrechts 
nicht ohne weiteres als das Ziel bezeichnet werden, „auf 
das unsere Rechtsentwicklung hin sich bewegen wird“, 
wie es in dem Vorwort heißt. Außerdem sind dem

Verfasser in Kapitel III eine Reihe größerer Mißver­
ständnisse unterlaufen. Zu unrecht führt er aus, daß 
das Recht des Urhebers auf Veröffentlichung des Werkes 
und auf öffentliche Aufführung der eigentliche Kern 
der ganzen sowjetischen Urhebergesetzgebung sei; 
zeichnet sich doch das sowjetische Urheberrecht vor 
allem auch durch eine hervorragende Sicherung 
des Honoraranspruchs in Art. 7 des Grundsatzgesetzes 
aus, auf dessen große Bedeutung Kaemmel wenig 
später selbst hinweist. Beachtlich für die deutsche Ur­
heberrechtsreform ist die Forderung Kaemmels, Urheber­
recht und Verlagsrecht ähnlich wie nach sowjetischem 
Recht in einem einzigen Gesetz zu regeln. Wenn er 
hierbei aber meint, daß die Vermögensinteressen des 
Autors nach deutschem Recht keineswegs im Urheber­
schutzgesetz, sondern ausschließlich im Verlagsgesetz 
geregelt seien, so muß ihm entschieden widersprochen 
werden; diese Meinung ist offenbar auf seine oben ge- 
schüderte fehlerhafte Grundkonzeption des im LitUrhG 
normierten Urheberrechts zurückzuführen. Kaemmel 
identifiziert hier ferner die persönlichen Interessen des 
Autors, deren Verbindung mit den Interessen der Ge­
sellschaft ein Grundzug des sowjetischen Urheberrechts 
ist, mit den persönlichkeitsrechtlichen Befugnissen des 
Autors; das ist eine Verwechslung der Begriffe; denn 
die persönlichen Interessen des Autors gehen viel 
weiter und sind auch auf die wirtschaftliche Ver­
wertung des Werkes gerichtet.

In Kapitel IV wird zu dem im Juni 1954 vom 
Bonner Justizministerium herausgegebenen Entwurf 
eines Urheberschutzgesetzes Stellung genommen. Natür­
lich konnte auf den wenigen Seiten keine umfassende 
Auseinandersetzung mit diesem Entwurf geführt wer­
den. Kaemmels Kritik an dem Entwurf, der auch in 
der westdeutschen Öffentlichkeit auf eine breite Front 
des Widerspruchs gestoßen ist, erscheint jedoch in ihren 
wesentlichen Punkten als berechtigt. Der Verfasser 
warnt vor der Zerstörung der formalen Rechtseinheit 
auf dem Gebiet des Urheberrechts durch ein west­
deutsches Separatgesetz und bezeichnet den Entwurf 
im Hinblick auf die Einschränkungen und Durch­
löcherungen des Urheberrechts, die er zugunsten der 
großen Film- und Sendegesellschaften einführen will, 
als einen Rückschritt hinter die derzeit geltenden deut­
schen Gesetze von 1901 und 1907.

Das Kapitel V über das nordamerikanische Copyright 
enthält eine für unsere Verlagspraxis unentbehrliche 
Schilderung der Förmlichkeiten, die zur Erlangung des 
Urheberrechtsschutzes für Werke unserer Buchproduk­
tion in den USA erfüllt werden müssen.

Das Kapitel VI bringt eine abschließende Betrach­
tung über die Bedeutung und die wichtigsten Be­
stimmungen der Revidierten Berner Übereinkunft und 
gibt auch Anregungen für die künftige Mitarbeit der 
DDR im Rahmen dieses internationalen Verbandes. Es 
empfiehlt sich nicht, den in Art. 4 enthaltenen tragen­
den Grundsatz der RBUe als Reziprozitätsprinzip 
(Gegenseitigkeitsprinzip) zu bezeichnen; muß nämlich 
ein Werk, das den Verbandsschutz genießt, gern. Art. 4 
RBUe in der DDR nach dem bei uns geltenden Gesetz 
selbst dann geschützt werden, wenn keine Gegenseitig­
keit dieses Schutzes verbürgt ist, wenn also das be­
treffende Werk in seinem Ursprungsland überhaupt 
nicht oder nicht in dem Umfang wie bei uns geschützt 
ist und folglich ein in der DDR entstandenes Werk 
gleicher Art dort nicht denselben Schutz genießen 
würde wie bei uns, so sollte man besser von dem 
Grundsatz der I n l ä n d e r b e h a n d l u n g  sprechen. 
Art. 6 bls RBUe wird zu kurz behandelt; hier hätte 
wenigstens ein Hinweis darauf gegeben werden können, 
welche große Rolle diese Bestimmung bei der Entwick­
lung des droit moral in den Verbandsländern ge­
spielt hat.

Dem Autor wie dem Verlag gebührt der Dank da­
für, daß sie sich entschlossen haben, im Anhang den 
Text der Urheberrechtsgesetze beizufügen. Der Ab­
druck der Normal- und Rahmenverträge ist ebenfalls 
zu begrüßen, wird doch damit auch der rechtswissen­
schaftlichen Forschung Gelegenheit gegeben, ihren Bei­
trag zur weiteren Entwicklung des Urhebervertrags­
rechts zu leisten. Möge die Zivilrechtswissenschaft, die 
sich bisher noch viel zuwenig mit den Problemen des 
Urheberrechts der DDR befaßt hat, diese Gelegenheit 
nutzen!
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